
180 Gesetzblatt Teil II Nr. 28 - Ausgabetag: 9. April 1969

1.2.3. Im Beschluß sollen Hinweise gegeben werden, 
wie der Konflikt gesellschaftlich wirksam gelöst 
werden kann, insbesondere wie in differenzierter 
Weise gesellschaftliche Kräfte in die Beratung 
und zur Überwindung der Ursachen und Bedin­
gungen der Straftat einbezogen werden sollen.

1.2.4. Ist ein Schaden entstanden, so sind neben dem 
Schadensersatzantrag und der Anschrift des Ge­
schädigten (§ 24 SchKO) auch die Rechtsgrund­
lagen für eine Wiedergutmachungspflicht der 
SchK zu übermitteln.

Da bei. übergebenen fahrlässigen Straftaten auch 
erhebliche Schäden denkbar sind (vgl. § 23 Abs. 2 
SchKO, § 28 Abs. 1 StGB, § 58 StPO), ist darauf 
zu achten und im Übergabebeschluß hinzuwei­
sen, daß die SchK in die Beratung wegen eines 
Vergehens gemäß § 15 SchKO nur solche damit im 
Zusammenhang stehende einfache zivilrechtliche 
Rechtsstreitigkeiten auf Antrag einbeziehen kann, 
bei denen die geforderte Höhe des Ersatzes in 
Geld bis etwa 500 M beträgt (§51 Abs. 1 SchKO). 
Bei höheren Schadensersatzansprüchen muß un­
beschadet der Möglichkeit der Beratung der 
Straftat vor der SchK auf die Geltendmachung 
des Schadens vor dem Kreisgericht4 orientiert 
werden.

1.2.5. Wird eine Straftat, die der Täter als Führer eines 
Kraftfahrzeuges begangen hat, übergeben, so ist 
im Ubergabebeschluß die SchK auf die Möglich­
keit hinzuweisen, der zuständigen Dienststelle 
der Deutschen Volkspolizei im Ergebnis der Be­
ratung eine Empfehlung zum Entzug der Fahr­
erlaubnis und seiner Dauer zu unterbreiten (§ 22 
SchKO); sofern die Fahrerlaubnis bereits vor­
läufig entzogen wurde, ist dies im Ubergabe­
beschluß zu vermerken.

1.2.6. Wird eines der in § 2 StGB genannten Antrags­
delikte übergeben, so ist im Ubergabebeschluß 
sichtbar zu machen, ob die Sache nur auf Grund 
eines rechtzeitig gestellten Antrages des Geschä­
digten oder wegen Bejahung des öffentlichen In­
teresses strafrechtlich verfolgt wird.

Im letzteren Falle ist die SchK darauf hinzu­
weisen, daß auch bei Rücknahme des Antrages 
die SchK über das Vergehen zu entscheiden hat.

1.3. Zur Bekanntmachung des gerichtlichen Über- 
gabebeschlusscs

Der Übergabebeschluß des Gerichts muß auch 
an den Staatsanwalt zugestellt werden, weil da­
mit die Beschwerdefrist gemäß § 195 Abs. 2 StPO 
in Lauf gesetzt wird. Eine Anhörung des Staats­
anwalts vor Beschlußfassung ist — wie bei allen 
anderen Entscheidungen des Gerichts nach § 188 
StPO — nicht erforderlich. Der Ubergabebeschluß 
wird nach Ablauf der Beschwerdefrist bzw. nach 
Zurückweisung einer etwaigen Beschwerde 
rechtskräftig. Der Ubergabebeschluß ist erst nach 
Rechtskraft an die SchK gemäß §§ 59 und 184 
StPO zuzustellen. Eine Zurücknahme des Über­
gabebeschlusses von Amts wegen ist unzulässig.

1.4. Zum Einspruch der SdiK gegen eine gerichtliche 
Übergabe <§ 25 SchKO, § 196 StPO)

1.4.1. Von der Möglichkeit des Einspruchs gegen eine 
gerichtliche Ubergabeentscheidung kann die 
SchK außer den in § 25 Abs. 1 SchKO bzw. § 60 
Abs. 1 StPO genannten Möglichkeiten auch dann 
Gebrauch machen, wenn sie sich nadi §9 Abs. 2 
GGG nicht für zuständig hält. Liegt bei einem 
Vergehen der Tatort im Tätigkeitsbereich der 
SchK, ohne daß der Täter dort wohnt oder ar­
beitet, wird eine örtliche Zuständigkeit nicht 
begründet. In diesem Falle kann die SchK eben­
falls Einspruch gegen die Ü.bergabeentscheidung 
einlegen. Unzulässig ist eine Weitergabe an eine 
andere SchK, KK oder an ein Organ der Jugend­
hilfe. Ein Einspruch wegen Nichteignung der 
Sache „aus anderen Gründen“ ist auch möglich, 
wenn zwar die örtliche Zuständigkeit der SchK 
gegeben ist, weil der Beschuldigte in ihrem Be­
reich wohnt, die SchK jedoch eine Beratung vor 
der KK des Betriebes bzw. der SchK einer Ge­
nossenschaft für erziehungswirksamer hält oder 
wenn der Beschuldigte für längere Zeit schwer 
erkrankt ist.

1.4.2. Die SchK darf ein weiteres, erst in der Beratung 
bekanntgewordenes nicht erheblich gesellschafts­
widriges Vergehen nicht von sich aus in die Be­
ratung mit einbeziehen.

Wegen der notwendigen Gesamteinschätzung 
aller vom Beschuldigten begangenen Straftaten 
ist die Sache an das übergebende Organ durch 
Einspruch zurückzugeben.

Trägt jedoch der Anzeigende oder Geschädigte 
in der Beratung wegen eines Vergehens vor, daß 
der Beschuldigte gegen ihn solche weiteren Hand­
lungen wie Beleidigung, Verleumdung oder 
Hausfriedensbruch begangen habe, die rechtlich 
V e r f e h l u n g e n  sind, können diese auf An­
trag einbezogen werden, wenn eine Klärung ohne 
weitere Vorbereitung möglich ist und die Fristen 
des § 30 Absätze 2 und 3 SchKO gewahrt sind.

1.4.3. Gelangt die SchK bei der Vorbereitung der Be­
ratung (§ 7 SchKO) zu der Auffassung, daß die 
Sadie aus ein^pi der in § 25 SchKO bzw. § 60 
StPO genannten Gründe oder wegen Unzustän­
digkeit zurückzugeben ist, kann ein Einspruch in 
entsprechender Anwendung von § 11 SchKO nur 
bei Anwesenheit von mindestens vier SchK- 
Mitgliedern beschlossen werden.

1.4.4. Bestätigt das Gericht seine Übergabeentschei­
dung, so ist der SchK eine qualifizierte Anleitung 
für die weitere Bearbeitung der Sache zu geben. 
Der Bestätigungsbeschluß ist auch dem Staatsan­
walt zuzustellen.

1.4.5. Hebt das Gericht auf den Einsprudi seinen 
Übergabebeschluß auf, so kann es — ebenso wie 
im Falle der Rückgabe der Sache durch die SchK 
bei zweimaligem Nichterscheinen des Besdiuldig- 
ten (§ 28 Abs. 1 SdiKO bzw. § 60 Abs. 3 StPO) - 
ohne weitere sachliche Prüfung das Hauptverfah­
ren eröffnen.

Es ist aber auch denkbar, daß es in Anbetracht 
der Einspruchsgründe der SchK eine andere der 
in § 188 StPO genannten Entscheidungen zu tref­
fen hat.


